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Der rechtliche Rahmen für eine ordnungsgemäße und schadlose Verwendung, Verwertung bzw. gemeinwohlverträgliche Beseitigung von Baggergut an Land ist insbesondere in folgenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften geregelt:
1. Verwertung von Baggergut
Aushub aus Entwässerungsgräben wird in Schleswig Holstein unter den Abfallschlüssel 17 05 05* oder 17 05 06 (Baggergut) geführt. Es ist für diese Form von Baggergut grundsätzlich eine Untersuchung vor der Verwertung durchzuführen. Der Untersuchungsumfang richtet sich an den der LAGA TR Boden (Stand: 2004) und ist bei Bedarf um Parameter zu ergänzen, für die es Verdachtsmomente gibt. Wenn ausreichend Untersuchungen und Erfahrungen vorliegen, kann im Einzelfall der Umfang der zu untersuchenden Schlämme und der Parameter reduziert werden.

a) zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht sowie Materialaufbringung in und auf eine durchwurzelbare Bodenschicht
Bodenmaterial und Baggergut kann zu allen Nutzungszwecken einer durchwurzelbaren Bodenschicht eingesetzt werden, sofern die Unschädlichkeit gegeben ist ().
· LABO Vollzugshilfe §12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung zu den Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf oder in den Boden (2002)
· Verwendung von torfhaltigen Materialien aus Sicht des Bodenschutzes (2010)
· Gesetz zur Ausführung und Ergänzung des Bundes-Bodenschutzgesetzes
(Landesbodenschutz- und Altlastengesetz - LBodSchG) vom 14.3.2002, zuletzt geändert 12.12.2008

Bei landwirtschaftlicher Folgenutzung müssen 70% der Vorsorgewerte eingehalten sein.
b.) in bodenähnlichen Anwendungen außerhalb der durchwurzelbaren Bodenschicht
· Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen  - Technische Regeln  - Allgemeiner Teil (2003)
· Länderarbeitsgemeinschaft Abfall – LAGA TR Boden
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Teil II: Technische Regeln für die Verwertung - 1.2 Bodenmaterial (TR Boden) (2004)
· Länderarbeitsgemeinschaft Abfall
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Teil III: Probenahme und Analytik (2004)
Auffüllungen und Aufschüttungen außerhalb von Baugebieten mit Mengen von mehr als 30 Kubikmeter oder einer Einbringungsfläche von mehr als 1000 Quadratmeter bedürfen nach § 11 a Landesnaturschutzgesetz einer naturschutzrechtlichen Genehmigung.


c.) in technischen Bauwerken

· Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen  - Technische Regeln  - Allgemeiner Teil (2003)
· Länderarbeitsgemeinschaft Abfall – LAGA TR Boden
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Teil II: Technische Regeln für die Verwertung - 1.2 Bodenmaterial (TR Boden) (2004)
· Länderarbeitsgemeinschaft Abfall
Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Teil III: Probenahme und Analytik (2004)

2. Beseitigung von Baggergut
Baggergut und Bodenmaterial, welches nicht verwertet werden kann, ist gemäß Deponieverordnung zu entsorgen.
In einzelnen Ausnahmefällen mag unter Wahrung des Wohls der Allgemeinheit eine Beseitigung außerhalb zugelassener Anlagen gem. § 28 Abs. 2 KrWG in Betracht kommen. Zuständige Behörde ist das Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (www.schleswig-holstein.de/llur), bei unbelastetem Räumgut aus Gewässern 2. Ordnung die unteren Abfallentsorgungsbehörden der Kreise und kreisfreien Städte.Baggergut gehört in Schleswig-Holstein nicht zu den Abfallarten, die ohne Beprobung auf Inertabfalldeponien angenommen werden dürfen.
3. Einstufung von und Umgang mit gefährlichem Baggergut
· Verordnung über das europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnisverordnung - AVV) vom 10.12.2001, zuletzt geändert 04.03.2016 in Verbindung mit der Abfallrahmenrichtlinie Anhang III
· Einstufungskriterien des „Gemeinsamen Abfallwirtschaftsplan für Bau- und Abbruchabfälle von Hamburg und Schleswig Holstein“
· Norddeutsche Bauabfallvereinbarung vom 18.02.2000 Boden und Steine bei denen eine der Eluatkriterien der Deponieklasse I nach Anhang 3, Tabelle 2 der Deponieverordnung und/oder einer der Feststoffwerte (mg/kg TS) überschritten werden, sind als gefährlicher Abfall einzustufen.


Andienungspflicht

Die Überwachung  der  Entsorgung  von  gefährlichen  Abfällen in Schleswig Holstein übernimmt die Gesellschaft für die Organisation der Entsorgung von Sonderabfällen (GOES). 



Ergänzende abfallrechtliche Vorschriften
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999, zuletzt geändert 31.08.2015
AbfVO Sonderabfallverbrennungsverordnung - Landesverordnung über den Teilplan für die thermische Behandlung von bestimmten gefährlichen Abfällen (2006)

Einführungserlass zu den "Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen" - Technische Regeln (1998/2006)

Erlass zu „Anforderungen an den Abbau oberflächennaher Bodenschätze und die Verfüllung von Abgrabungen“ (2003)

Gemeinsamer Abfallwirtschaftsplan für Bau- und Abbruchabfälle von Hamburg und Schleswig Holstein (2006)

Hinweise zur Entsorgung von Schlämmen aus Regenrückhaltebecken, Regenklär- und Feuerlöschteichen sowie ähnlichen Anfallstellen (2013)

LAbfWG – Landesabfallwirtschaftsgesetz; Abfallwirtschaftsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (1999/2014)
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